
 
 

GEMEINDEVERSAMMLUNG 
 
 

Mittwoch, 7. Dezember 2011, 20.00 Uhr,  
in der Aula der MZA Eschergut 

 
Traktanden: 
 

1. Voranschlag 2012 und Vorlage der Investitionsrechnung 
2. Festsetzung des Steuerfusses für das Jahr 2012 
3. Neugründung des Regionalverbandes Herrschaft/Fünf Dörfer mit 

Austritt aus dem Regionalverband Nordbünden 
4. Musikschule Landquart und Umgebung, Statutenänderung 
5. Sanierung Kronengasse, Baukredit 
6. Sanierung Turmhausgasse (Kronengasse - Mostgasse), Baukredit 
7. Gesetz über die Wildruhezonen in der Gemeinde Malans 
8. Mitteilungen und Umfrage 

 
 
 

B o t s c h a f t 
 
 
Der Gemeindevorstand erläutert nachstehend die Traktanden der nächsten Gemeinde-
versammlung: 
 
 
1. Voranschlag 2012 und Vorlage der Investitionsrechnung  
 
Die aktuelle wirtschaftliche Situation ist zwar von grossen Unsicherheiten geprägt, dennoch rech-
nen wir fürs Jahr 2012 mit einem ausgeglichenen Budget. Dies ist u.a. möglich, weil sich die Aus-
gaben und die Einnahmen weitestgehend auf dem Vorjahresniveau bewegen. Bei einzelnen Posi-
tionen gibt es aber auch Verschiebungen zum Vorjahr. So fällt durch eine Kumulation von notwen-
digen Unterhaltsarbeiten in verschiedenen Bereichen der Sachaufwand im 2012 überdurchschnitt-
lich aus.  
 
In der laufenden Rechnung 2012 ist bei Aufwendungen von CHF 9'497'900 und Erträgen von CHF 
9'499'400 ein Ertragsüberschuss von CHF 1'500 budgetiert. 
 
Im Jahr 2012 sind mit rund 3 Millionen CHF relativ hohe Nettoinvestitionen vorgesehen. Die gröss-
ten Beträge entfallen dabei auf die geplante Bahnunterführung sowie die damit kombinierte Er-
schliessungsstrasse ins Wohngebiet Stampfacker und die Mühlbachsanierung im Gebiet Ga-
zienzaäcker, den Kostenanteil der vorgesehenen Investitionen in Alters- und Pflegeheime in unse-
rer Heimregion, die Umnutzung des alten Feuerwehrlokals, die Anschaffung von Halbuntergrund-
containern (Molok), die Gebäudesanierung auf der Alp Calfeisen sowie die zweite Tranche des 
Gemeindebeitrages an die Sanierung der ARA Landquart. Die weiteren in den nächsten Jahren 
anstehenden Investitionen werden wir im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten angehen. 
 
Wie im Vorjahr verzichten wir darauf, jedem Haushalt einen detaillierten Voranschlag samt Investi-
tionsrechnung zuzustellen und präsentieren Ihnen stattdessen auf den nachfolgenden Seiten eine 
entsprechende Kurzfassung. Die ausführliche Version kann bei der Gemeindeverwaltung (Tel. 081 
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300 00 20 / E-Mail: info@malans.ch) bezogen oder auf der Homepage unter www.malans.ch/Info 
bei den Botschaftstexten heruntergeladen werden. 
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Anlässlich der Gemeindeversammlung werden weitere Erläuterungen zu den einzelnen Budgetpo-
sitionen abgegeben und allfällige Fragen durch den zuständigen Departementchef beantwortet. 
 
Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammlung, den Voranschlag 2012 (Laufende 
Rechnung) zu genehmigen.  
 
 
2. Festsetzung des Steuerfusses für das Jahr 2012  
 
Als Grundlage für die Budgetierung für das Jahr 2012 diente ein Steuerfuss von 85 %. Aus heuti-
ger Sicht verfügt die Gemeinde mit einem Steuerfuss von 85 % über genügend finanziellen Spiel-
raum, um die derzeit anstehenden Investitionen finanzieren und die laufenden Ausgaben decken 
zu können.  
 
Nach sorgfältiger Prüfung beantragt der Gemeindevorstand der Gemeindeversammlung, den Ge-
meindesteuerfuss für das Jahr 2012 auf 85 % der einfachen Kantonssteuer zu belassen. 
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3. Neugründung des Regionalverbandes Herrschaft/Fünf Dörfer mit Austritt aus dem Regio-
nalverband Nordbünden 
 
Ausgangslage 
Die Gemeinden Fläsch, Haldenstein, Igis-Landquart, Jenins, Maienfeld, Malans, Mastrils, Trimmis, 
Untervaz und Zizers gehören dem Regionalverband Nordbünden (RVNB) an, der die wirtschaftli-
che und räumliche Entwicklung der gesamten Region bezweckt. Er besteht aus 29 Gemeinden 
und erstreckt sich vom Inneren Schanfigg, vom Churwaldner Tal und von Rhäzüns bis nach 
Fläsch. Der RVNB wurde im Jahr 2006 gegründet und ist seit dem 1. Januar 2007 operativ tätig. 
 
Im Jahre 2005 haben sich die eingangs genannten Gemeinden (ohne Haldenstein) zur Planungs-
gruppe Landquart (PRL) zusammengeschlossen. Mit Vertrag vom 1. Januar 2005 wurde die Zu-
sammenarbeit auf dem Pflegesektor und die Finanzierung der Pflegeheime in der PRL vereinbart 
und geregelt. Bald einmal stellte sich heraus, dass dieser Verbund für weitere gemeindeübergrei-
fende Aufgaben das richtige Gefäss ist. Das führte zu einem revidierten Vertrag, der auf den 1. 
Januar 2009 in Kraft getreten ist. 
 
Schon seit 1971 bestand im Bündner Rheintal die Regionalplanungsgruppe Bündner Rheintal (RP 
BR) als privatrechtlicher Verein, welchem 17 Gemeinden angehörten. Dieser befasste sich aus-
schliesslich mit der regionalen Richtplanung. Mit Gründung des RVNB sind die Aufgaben der RP 
BR auf den grösseren Verband übertragen worden. Das hatte die Auflösung der RP BR zur Folge.  
 
Es hat sich bald einmal gezeigt, dass das Gebilde des Regionalverbandes Nordbünden (RVNB) 
mit rund 76'000 Einwohnern und Schwergewicht in der Stadt Chur territorial zu gross und zu hete-
rogen ist. Die teils divergierenden Interessen und sich überschneidende Aufgaben führ(t)en zu 
Reibungsverlusten und gelegentlich auch zu Kompetenzkonflikten. Im Ergebnis leidet die Schlag-
kraft und es herrscht eine gewisse Unzufriedenheit. 
 
Beweggründe 
Die Neugründung eines Regionalverbandes Herrschaft/Fünf Dörfer und der Austritt aus dem Regi-
onalverband Nordbünden stellt sicher, dass regionale Aufgaben und/oder Probleme von den direkt 
betroffenen Entscheidungsträgern diskutiert und einer Lösung zugeführt werden. Das entspricht 
dem föderalistischen Aufbau und der damit verbundenen Aufgabenteilung in unserem Bundes-
staat. 
 
Der zu gründende Regionalverband "Herrschaft/Fünf Dörfer" wird 10 Gemeinden und rund 24'000 
Einwohnern umfassen. Diese Grösse erscheint geradezu optimal. Die natürliche Abgrenzung eines 
in sich geschlossenen Raums, die sich deckenden Grundinteressen der Partnergemeinden und 
das unbestritten hohe wirtschaftliche Potential sprechen klar für die neue Region. Bereits beste-
hende Kooperationsfelder, wie Gesundheitsversorgung, Zivilstandsamt, Grundbuchamt, öffentli-
cher Verkehr, Tourismus und inskünftig auch anderes mehr erhalten ein "gemeinsames Dach“. 
 
Die Gemeindevorstände, aber auch die Grossrätinnen und Grossräte sind einhellig der Meinung, 
dass die Neugründung eines Regionalverbandes Herrschaft/Fünf Dörfer der einzig richtige Weg 
ist. Ebenso klar ist, dass die Zusammenarbeit mit dem (verkleinerten) Regionalverband Nordbün-
den auch in Zukunft aktiv gepflegt werden muss. 
 
Rechtliches 
Jede Gemeinde hat einer Regionalorganisation anzugehören. Treten eine oder mehrere Gemein-
den aus einem Regionalverband aus, ist zwingend vorgesehen, dass sich diese einem anderen 
Regionalverband anschliessen oder - wie hier vorgesehen - zu einem neuen, autonomen Regio-
nalverband zusammentun. 
 
Das übergeordnete, kantonale Recht sieht die Unterteilung einer Region in kleinere, handlungsfä-
higere Subregionen nicht vor. Diese an sich denkbare Zwischenvariante wird somit verunmöglicht. 
 
Bei der Abgrenzung eines Verbandsgebietes ist Art. 69 Abs. 2 der Kantonsverfassung zu beach-
ten, welcher als Hauptkriterium für solche Entscheide eine zweckmässige, wirtschaftliche und effi-
ziente Aufgabenteilung verlangt. 
 



Seite 6 

Stellungnahme der Regierung 
Mit Eingabe vom 30. März 2010 wurden der Regierung die Gründe genannt, die aus Sicht der Initi-
anten die Realisierung eines neuen und in sich abgeschlossenen Regionalverbandes rechtfertigen. 
Die Regierung hat in ihrem Antwortschreiben vom 14. Dezember 2010 angedeutet, dass sie den 
Anliegen der Gemeinden im Bündner Rheintal im Grundsatz Verständnis entgegenbringt und auch 
die Beweggründe für die entsprechenden Anstrengungen zur Schaffung eines neuen Verbunds 
anerkennt. Inzwischen hat sich an dieser Beurteilung, und in Kenntnis der Diskussionen des Gros-
sen Rates in der Februarsession 2011, nichts Grundlegendes geändert. Aus der Sicht der Regie-
rung des Kantons Graubünden steht der Gründung des neuen Regionalverbandes Herrschaft/Fünf 
Dörfer nichts entgegen, weil es - wie sie schreibt - nicht deren Aufgabe sei, hinsichtlich der Ausge-
staltung der Regionalverbände ihre eigenen Zweckmässigkeitsüberlegungen jenen der betroffenen 
Gemeinden wertend gegenüber zu stellen. 
 
Statuten 
Die vorliegenden Statuten (siehe Anhang) basieren auf den Erfahrungen in bestehenden Regiona-
lorganisationen. Kernaufgaben der Region sind die Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung, die re-
gionale Richtplanung sowie gesetzlich vorgegebene oder von Gemeinden delegierte Aufgaben. 
 
Die Finanzierung erfolgt über Gemeinde-, Kantons- und Bundesbeiträge, Honorare aus Auftragstä-
tigkeit sowie Gebühren und andere Erträge, wobei die Gemeinden ein allfälliges Defizit zu tragen 
haben. Die Gemeinden leisten an die direkten Aufwendungen des Verbandes eine Grundgebühr, 
gemessen an ihrer Einwohnerzahl nach letzter Volkszählung. Es darf davon ausgegangen werden, 
dass sich die finanzielle Belastung der Gemeinden derzeit und bis auf weiteres nicht erhöhen wird. 
Messlatte bilden die aktuellen Gemeindebeiträge an den Regionalverband Nordbünden sowie an 
die Planungsregion Landquart. 
 
Innerhalb des Regionalverbandes gilt das Gesetz über die politischen Rechte im Kanton Graubün-
den. Das Stimm-, Initiativ- und Referendumsrecht der Einwohnerinnen und Einwohner in den Mit-
gliedergemeinden richtet sich nach den einschlägigen Bestimmungen der jeweiligen Wohnsitzge-
meinde.  
 
Am 10. Januar 2011 haben die Präsidenten/innen aller Gemeinden der Kreise Fünf Dörfer und 
Maienfeld zusammen mit den Grossrätinnen und Grossräten das Geschäft letztmals im Hinblick 
auf die Februarsession 2011 des Grossen Rates beraten. Alle Mandatsträger sind sich einig, dass 
die Gründung des Regionalverbandes Herrschaft/Fünf Dörfer und damit die Herauslösung aus 
dem Regionalverband Nordbünden der richtige Weg ist.  
 
Antrag 
Gestützt auf Art. 69 und 107 der Kantonsverfassung unterbreitet der Gemeindevorstand der Ge-
meindeversammlung nachfolgende Vorlage zur Abstimmung. Die Abstimmungsfrage lautet: 
 
Wollen Sie der Gründung des Regionalverbands Herrschaft/Fünf Dörfer zustimmen und die 
Statuten gemäss Anhang zu dieser Botschaft annehmen? 
 
 
4. Musikschule Landquart und Umgebung, Statutenänderung 
 
Die Statuten der Musikschule Landquart und Umgebung (MSLU) müssen aufgrund von Gemein-
defusionen den neuen politischen Gegebenheiten angepasst werden.  
 
Im Weiteren sieht der Kanton Beiträge für die Unterrichtsräume vor. Um diese Beiträge in vollem 
Umfang zu erhalten, müssen alle Kosten (Vollkosten) ermittelt werden. Dazu gehören auch die 
Räumlichkeiten, welche bisher unentgeltlich durch die Gemeinden zur Verfügung gestellt wurden.  
 
In Abänderung der heutigen Version beantragt der Gemeindevorstand der Gemeindeversamm-
lung folgende Neufassung der Artikel 4 und 6 der Statuten der Musikschule Landquart und Umge-
bung: 
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Artikel 4  Mitglieder  
Mitglieder des Verbandes sind die politischen Gemeinden Fläsch, Haldenstein, Igis, Landquart, 
Jenins, Maienfeld, Malans, Mastrils, Says, Trimmis, Untervaz und Zizers. Über weitere Mitglie-
der entscheidet die Delegiertenversammlung. 
 
Artikel 6  Unterrichtsräume 
Die Verbandsgemeinden stellen der MSLU die adäquate Unterrichtsräume unentgeltlich zur 
Verfügung. Sie sorgen für deren Unterhalt. 

 
 
5. Sanierung Kronengasse, Baukredit 
 

Die bestehende Kanalisationsleitung (Mischwasserlei-
tung) in der Kronengasse ist in einem schlechten Zustand 
und muss dringend erneuert werden.  
 
Zur Versorgungssicherheit des Oberdorfes wird neu eine 
Wasserleitung als Ringleitung von der Heerengasse zur 
Turmhausgasse erstellt. Die Gebäudeversicherungsan-
stalt erachtet die Ringleitung Kronengasse als sinnvoll 
und hat einen Betrag von 15 % an die diesbezüglichen 
Kosten in Aussicht gestellt. 

 
Der Belag der Kronengasse weist an diversen Orten 
Flickstellen und sanierungsbedürftige Risse auf. Der ge-
samte Strassenkörper muss dementsprechend saniert 
werden. Das bestehende Dachgefälle der Strasse wird 
wie bestehend beibehalten. Die Strassenabschlüsse zu 
den Gebäuden und Mauern werden mit einem ein- oder 
zweireihigen Granitschalenstein erstellt. Auf der westli-
chen Strassenseite wird ein ca. 1.0 m breiter Belagsstrei-
fen mit einem einreihigen Granitschalenstein als optische 
Abtrennung zur Strasse zum Schutz der Fussgängerinnen 
und Fussgänger erstellt. 
 
Die Strassenentwässerung der Kronengasse erfolgt neu 
im Trennsystem. Es wird eine neue Regenabwasserlei-
tung in den vorbereiteten Abzweiger in der Heerengasse 
angeschlossen. Die Einlaufschächte werden neu erstellt. 
 
Die Leitungen der Repower (EW), Swisscom (Telefon) 
und des Kabelfernsehens werden soweit notwendig er-
setzt und neu verlegt.  
 
Gemäss Kostenvoranschlag der wlw Bauingenieure AG, 
Malans, belaufen sich die gesamten Baukosten für die 
Sanierung der Kronengasse auf CHF 345'000 und setzen 
sich wie folgt zusammen: 
 

Tiefbau- und Belagsarbeiten CHF 136'000.00 
Installationsarbeiten CHF 30'000.00 
Kanalisation und Entwässerungen CHF 75'500.00 
Rissaufnahmen / Instandstellungsarbeiten CHF 10'000.00 
Beleuchtung CHF 8'500.00 
Markierungsarbeiten / Vermessung / Vermarkung CHF 9'500.00 
Projekt / Bauleitung / Nebenkosten CHF 20'000.00 
Unvorhergesehenes CHF 30'000.00 
Mehrwertsteuer CHF 25'500.00 
Total Kostenvoranschlag (inkl. MwSt.) CHF 345'000.00 
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Die Ausführung der Bauarbeiten ist auf Frühjahr 2012 vorgesehen. 
 
Im Sinne der vorstehenden Ausführungen beantragt der Gemeindevorstand der Gemeindever-
sammlung, den formellen Baubeschluss für die Sanierung der Kronengasse zu fassen und den 
Bruttobaukredit von CHF 345'000.00 zu genehmigen. 
 
 
6. Sanierung Turmhausgasse (Kronengasse - Mostgasse), Baukredit 
 
Analog der Leitung in der Kronengasse ist auch die bestehende Kanalisationsleitung in der Turm-
hausgasse auf dem Abschnitt zwischen der Kronengasse und der Mostgasse in einem schlechten 
Zustand und muss deshalb dringend erneuert werden. Die Kanalisationsleitung und die Strassen-
entwässerung werden neu ebenfalls getrennt ausgeführt (Trennsystem). 
 
Auch die bestehende Wasserleitung aus dem Jahre 1902 ist stark sanierungsbedürftig. Diese wird 
neu aus duktilem Guss mit dem gleichen Durchmesser DN100 erstellt. Die Gebäudeversiche-
rungsanstalt hat an die Kosten der Sanierung der Wasserleitung 10 % in Aussicht gestellt. 
 
Der bestehende Belag der Turmhausgasse weist an diversen Orten Flickstellen und sanierungs-
bedürftige Risse auf. Das bestehende Gefälle der Strasse wird wie bestehend beibehalten. Die 
Strassenabschlüsse zu den Gebäuden und Mauern werden mit einem ein- oder zweireihigen Gra-
nitschalenstein erstellt. 
 

 
 
Die Leitungen der Repower (EW), Swisscom (Telefon) und des Kabelfernsehens werden soweit 
notwendig ersetzt und neu verlegt.  
 
Der zweite Abschnitt der Turmhausgasse, von der Kronengasse bis zur Hintergasse, weist keine 
gemeindeeigenen Leitungen auf. Da sich auch der Belag noch in einem relativ guten Zustand be-
findet, wird auf die Sanierung dieses Teilstückes gänzlich verzichtet. 
 
Gemäss Kostenvoranschlag der wlw Bauingenieure AG, Malans, belaufen sich die gesamten Bau-
kosten für die Sanierung der Turmhausgasse (Kronengasse - Mostgasse) auf CHF 248'000 und 
setzen sich wie folgt zusammen: 
 
Tiefbau- und Belagsarbeiten CHF 104'000.00 
Installationsarbeiten CHF 31'000.00 
Kanalisation und Entwässerungen CHF 37'000.00 
Rissaufnahmen / Instandstellungsarbeiten CHF 10'000.00 
Beleuchtung CHF 7'500.00 
Markierungsarbeiten / Vermessung / Vermarkung CHF 9'000.00 
Projekt / Bauleitung / Nebenkosten CHF 10'000.00 
Unvorhergesehenes CHF 21'000.00 
Mehrwertsteuer CHF 18'500.00 
Total Kostenvoranschlag (inkl. MwSt.) CHF 248'000.00 
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Die Ausführung der Bauarbeiten ist analog der Kronengasse auf Frühjahr 2012 vorgesehen. 
 
Im Sinne der vorstehenden Ausführungen beantragt der Gemeindevorstand der Gemeindever-
sammlung, den formellen Baubeschluss für die Sanierung der Turmhausgasse, Teilstück Kronen-
gasse – Mostgasse, zu fassen und den Bruttobaukredit von CHF 248'000.00 zu genehmigen. 
 
 
7. Gesetz über die Wildruhezonen in der Gemeinde Malans 
 
Wald und Weide sind in der Schweiz frei zugänglich. Dieses Recht kann im Kanton Graubünden 
durch Wildruhezonen, Naturschonzonen, Wald-Wild Schongebiete etc., eingeschränkt werden, um 
Konflikte zwischen Mensch, Tier und Umwelt zu lösen. 
 
Viele Tiere haben sich über lange Zeit an die strengen Bedingungen des Winters angepasst. In 
dieser für sie harten und gefährlichen Zeit kämpfen sie täglich ums Überleben. Sie müssen ausrei-
chend Futter finden und sich dabei wenig bewegen, damit sie möglichst schonend mit ihren Kraft-
reserven umgehen können. 
 
Die Inanspruchnahme des Lebensraumes der Wildtiere durch den Menschen ist stark gestiegen 
und wird deshalb für die Tiere immer kleiner und fragmentierter. Es ist daher äusserst wichtig den 
Tieren Gebiete zu lassen, wo sie sich zurückziehen und ungestört überwintern können. Solche 
zeitlichen und örtlichen Einschränkungen stehen aber im Widerspruch zum Grundrecht des freien 
Betretens von Wald und Weide und bedürfen einer Rechtsgrundlage. 
 
Dem Bund stehen dazu die Verordnungen über die eidgenössischen Jagdbanngebiete (VEJ), die 
Verordnungen über Wasser- und Zugvogelreservate (WZVV) und das Nationalparkgesetz zur Ver-
fügung. 
 
Das Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wild lebender Säugetiere und Vögel (JSG) und 
auch das eidgenössische Waldgesetz (WaG) stellen Rechtsgrundlagen zur Verfügung, welche die 
Kantone autorisieren, Bestimmungen zum Schutz der Wildtiere vor Störungen zu erlassen. Im 
Kanton Graubünden können die Gemeinden auf der Grundlage des kantonalen Jagdgesetzes 
(KJG, Art. 27) den Zutritt zu Wildeinstandsgebieten örtlich und zeitlich einschränken und in der 
Nutzungsplanung verankern. 
 
Die meisten Wildruhezonen im Kanton Graubünden gelten im Winterhalbjahr. Obwohl sie für je-
dermann gültig sind, richten sie sich vor allem an die Wintersportler/-innen und Wintertouristen/-
innen sowie an „Stangensucher/-innen“, die ab Februar die abgeworfenen Geweihe von Rothir-
schen suchen. Weiter wurden aufgrund von Vereinbarungen Zonen mit Überflugeinschränkungen 
für Gleitschirmflieger und Deltasegler erlassen. 
 
Der Anstoss zur Ausscheidung von Wildruhezonen erfolgt in den meisten Fällen seitens der Wild-
hut, der Jägerschaft oder aus Ornithologenkreisen. Das Wild wird durch die Errichtung von Wildru-
hezonen vor Beunruhigungen geschützt und die Touristen, Sportler etc. haben eine gewisse Ga-
rantie, dass ihre Beschäftigung in der freien Natur umweltverträglich ist. 
 
Im Gelände sind die meisten Wildruhezonen einheitlich markiert. Tafeln mit Kartenausschnitten 
und den lokal geltenden Bestimmungen werden an Wegen und Sammelpunkten aufgestellt. Wei-
tergehende Informationen zur Wildruhezone sind auch unter der Internetadresse: 
www.wildruhe.gr.ch zu finden. 
 
Die Gemeinde Malans hat zwar eine Verordnung über die Wildruhezonen in der Gemeinde Ma-
lans, welche den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Folgende Gründe bewegen den Gemein-
devorstand jedoch, Anpassungen daran vorzunehmen bzw. diese Verordnung durch ein Gesetz 
abzulösen: 
 
- Ein Abgleich mit den gesetzlichen Bestimmungen angrenzender Gemeinden drängt sich aus 

praktischen Gründen auf. Mögliche Verunsicherungen in der Bevölkerung können beseitigt 
werden.  
 

http://www.wildruhe.gr.ch/


Seite 10 

- Die heute fehlenden konkreten Zahlen für Bussen bei Widerhandlungen gegen die gesetzlichen 
Bestimmungen werden im revidierten Gesetz geregelt.  
 

- Die einzelnen Artikel des Gesetzes werden mit Titeln versehen, was die Lesbarkeit vereinfacht. 
 
Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Gemeindevorstand der Gemeindever-
sammlung die Genehmigung der Neufassung des Gesetzes über die Wildruhezonen in der Ge-
meinde Malans gemäss nachfolgendem Wortlaut: 
 

Gesetz über die Wildruhezonen in der Gemeinde Malans 
Gestützt auf Art. 19 des Kantonalen Waldgesetzes und Art. 27 des Kantonalen Jagdgesetzes 

Von der Gemeindeversammlung erlassen am 7. Dezember 2011 
 
 
Art. 1 Zweck 

Die Wildruhezone bezweckt den Schutz von Flora und Fauna vor übermässigem Gemeingebrauch. Insbe-
sondere soll das Wild in den Einstandsgebieten nicht beunruhigt werden, damit auch indirekte Schäden an 
der Vegetation, wie beispielsweise Verbiss- und Schälschäden, vermieden werden können. 
 
Art. 2 Perimeter 

Die Wildruhezone umfasst die in der Landeskarte 1:25’000 bezeichneten Gebiete auf dem Territorium der 
Gemeinde Malans.  
 
Die bezeichneten Wildruhezonen wurden im Waldentwicklungsplan Herrschaft - Prättigau berücksichtigt und 
sind mit Regierungsbeschluss vom 31.10.2006 Prot. Nr. 1200, als behördenverbindlich erklärt worden. 
 
Art. 3 Gültigkeit / Dauer 

Das Gebiet darf in der Zeit vom 1. Januar bis 30. April nur auf Wegen betreten werden, welche in der Lan-
deskarte 1 : 25'000 eingezeichnet oder im Gelände als Wanderwege markiert sind. Ein Verlassen dieser We-
ge ist untersagt. Insbesondere ist das Suchen von Abwurfstangen während dieser Zeit in den ausgeschiede-
nen Wildruhezonen verboten.  
 
Bei ausserordentlichen klimatischen Verhältnissen kann der Gemeindevorstand das Zeitfenster entsprechend 
verlängern. 
 
Art. 4 Wintersport 

Für Aufstieg und Abfahrt mit Skiern oder Schneeschuhen innerhalb der Wildruhezonen gilt Art. 3 dieses Ge-
setzes. 
 
Art. 5 Ausnahmen 

Die Land- und Forstwirtschaft wird in den Wildruhezonen nicht eingeschränkt. Alle diesbezüglichen Aktivitäten 
sind gestattet. 
 
Für sämtliche Amtspersonen in Ausübung ihrer Funktion (Förster, Wildhut, Polizei etc.), sowie für Jägerinnen 
und Jäger in Ausübung der Passjagd gilt das Wegegebot nicht. 
 
Art. 6 Ahndung 

Jede Übertretung dieses Gesetzes wird gestützt auf Art. 18 des Bundesgesetzes über die Jagd und den 
Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel geahndet. 
 
Art. 7 Kontrollen 

Personen, welche sich während der Zeitspanne vom 1. Januar bis 30. April (und entsprechend Art. 3 auch bis 
zu einem später angesetzten Termin) in den bezeichneten Perimetern ausserhalb der zulässigen Wege be-
finden, sind auf Aufforderung hin verpflichtet, gegenüber Amtspersonen (Förster, Wildhut, Polizei etc.), die 
sich als solche ausweisen, ihre Personalien zwecks Verzeigung bekannt zu geben. 
 
Art. 8 Bussen 

Jede Übertretung dieses Gesetzes wird mit Busse von CHF 200.00, im Wiederholungsfall mit CHF 500.00 
geahndet. 
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Art. 9 Inkrafttreten 

Das vorliegende Gesetz tritt nach der Annahme durch die Gemeindeversammlung vom 7. Dezember 2011 
auf den 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten sämtliche widersprechenden früheren Vorschriften der Gemein-
de, insbesondere die Verordnung über die Wildruhezonen in der Gemeinde Malans vom 4. Juni 1997, teilre-
vidiert am 13. Mai 2003, als aufgehoben. 

 
Gemeinde Malans  1 : 25'000 

(Reproduziert mit Bewilligung des Bundesamtes für Landestopographie vom 14.05.1997) 
 
 
 
8. Mitteilungen und Umfrage 
 
Der Gemeindevorstand nimmt gerne allgemeine Anregungen der Versammlung entgegen. 
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ANHANG 
 
 
 
Statuten Regionalverband Herrschaft/Fünf Dörfer 
 
 I. Allgemeine Bestimmungen 

 Artikel 1 

Name, Sitz 
 

Der Regionalverband „Herrschaft/Fünf Dörfer“ ist eine Körperschaft des kanto-
nalen öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit im Sinne von Artikel 
69 und 72 der Verfassung des Kantons Graubünden. 
 
Der Regionalverband Herrschaft/Fünf Dörfer - im folgenden Regionalverband 
genannt - ist auf unbeschränkte Dauer angelegt. 
 
Sitz des Regionalverbandes ist am Ort der Geschäftsstelle. 
 
 

 Artikel 2 

Mitglieder 
 

Mitglieder des Regionalverbandes sind die politischen Gemeinden 
• Fläsch 
• Haldenstein 
• Igis 
• Jenins 
• Maienfeld 
• Malans 
• Mastrils 
• Trimmis 
• Untervaz 
• Zizers. 
 
 

 Artikel 3 

Zweck 
 

Der Regionalverband schafft Mehrwert für die Region, indem er die Kräfte der 
Mitgliedgemeinden überall dort bündelt, wo übergeordnetes Recht dies ver-
langt. Die Mitgliedgemeinden legen weitere Kooperationsfelder fest. 
 
 

 Artikel 4 

Aufgaben 
 

Der Regionalverband ist namentlich in folgenden Aufgabenbereichen aktiv: 
• Standortmarketing 
• Wirtschaftsförderung 
• Tourismus 
• Raumentwicklung 
• Verkehrsentwicklung 
• Alters- und Pflegeheime 
• Spitalexterne Krankenpflege 
• Mütter- und Väterberatung 
• Grundbuchwesen 
• Vormundschaftswesen 
• Zivilstandswesen 
• Musikschule. 
 
Im Auftrag der Mitgliedgemeinden kann der Regionalverband weitere Aufgaben 
auf bestimmte oder unbestimmte Dauer übernehmen. Ebenso kann der Regio-
nalverband Aufgabenbereiche aufgeben. 
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 Artikel 5 

Gleichstellung der 
Geschlechter 

Personen-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in diesen Statuten beziehen 
sich auf beide Geschlechter, soweit sich aus dem Sinn der Statuten nicht et-
was anderes ergibt. 
 
 

  
 
 
 II. Organe und Exponenten 

 Artikel 6 

Organe 
 

Die Organe des Regionalverbandes sind: 
• Stimmberechtigte in den Mitgliedgemeinden 
• Regionalversammlung 
• Regionalvorstand 
• Regionalpräsident 
• Geschäftsprüfungskommission. 

 
 

 Artikel 7 

Ständige Kommissi-
onen 

Ausgewählte Aufgabenbereiche können - einzeln oder sachlogisch zusam-
mengefasst - an ständige Kommissionen übertragen werden. 
 
 

 Artikel 8 

Geschäftsstelle 
 

Der Regionalverband überträgt die operativen Aufgaben einer Geschäftsstelle. 
 
Der Leiter der Geschäftsstelle ist dem Regionalpräsidenten direkt unterstellt. 
 
 
 

 III. Zuständigkeiten der Organe und Exponenten 

 Artikel 9 

Stimmberechtigte in 
den Mitgliedgemein-
den 

In den Zuständigkeitsbereich aller Stimmberechtigten in den Mitgliedgemein-
den fallen: 
1. Wahl des Regionalpräsidenten 
2. Statutenrevision 
3. Entscheid über Vorlagen, gegen die das fakultative Referendum zustande 
 gekommen ist 
4. Entscheid über Vorlagen und Geschäfte, welche die Regionalversamm-

lung 
 zum Entscheid vorgelegt hat 
5. Entscheid über Initiativen im Rahmen des Zuständigkeitsbereichs 
6. Entscheid über einmalige Ausgaben von mehr als CHF 250'000.00 
7. Entscheid über wiederkehrende Ausgaben von mehr als CHF 100'000.00. 
 
 

 Artikel 10 

Regionalversamm-
lung 
 

In den Zuständigkeitsbereich der Regionalversammlung fallen: 
1. Wahl der Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission 
2. Wahl von ständigen Kommissionsmitgliedern 
3. Erlass von Reglementen und Weisungen für ständige Kommissionen 
4. Etablierung von Projektgruppen 
5. Jahresrechnung und Budget 
6. Entscheid über einmalige Ausgaben von CHF 20'001.00 bis CHF 

249'999.00 
7. Entscheid über wiederkehrende Ausgaben von CHF 5'001.00 bis 

CHF 99'999.00 
8. Festlegung der Mitgliederbeiträge (inkl. Kostenverteiler) 
9. Festlegung der Defizitbeiträge der Mitgliedgemeinden 
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10. Verteilung eines Liquidationsüberschusses/-defizits auf die Mitgliedge-
meinden 

11. Übertragung von Verbandsaufgaben an Dritte 
12. Kooperationen mit anderen Regionalverbänden und Organisationen 
13. Gültigerklärung von Regionalinitiativen. 
 
 

 Artikel 11 

Regionalvorstand 
 

Der Regionalvorstand erledigt alle Geschäfte, die der Zweck und die Aufgaben 
des Regionalverbandes mit sich bringen können und nicht durch Gesetz, Sta-
tuten oder Reglemente einem anderen Entscheidträger zugeordnet sind. 
 
In den Zuständigkeitsbereich des Regionalvorstands fallen namentlich 
1. Wahl des Vizepräsidenten 
2. Wahl des Geschäftsleiters und des Geschäftstellenpersonals 
2. Wahl von Projektgruppenmitgliedern 
4. Wahrnehmung der Interessen des Regionalverbandes nach innen und 
       nach aussen 
5. Vorbereitung von Regionalversammlungen 

 6. Budgetierung und Jahresabschluss zuhanden der Regionalversammlung 
7. Bewirtschaftung des Verbandsvermögens 
8. Vollzug der Beschlüsse der Regionalversammlung 
9. Entscheid über einmalige Ausgaben bis zu CHF 20'000.00 
10. Entscheid über wiederkehrende Ausgaben von weniger als CHF 5'000.00 
11. Vergabe von Aufträgen im Rahmen des eigenen Kompetenzbereichs 
12. Einreichung von Beitrags- und Subventionsgesuchen 
13. Entscheid über Prozessführungen, Schiedsvereinbarungen und Gerichts-

vertretungen. 
 
 

 Artikel 12 

Regionalpräsident 
 

Der Regionalpräsident leitet die Regionalversammlungen und die Sitzungen 
des Regionalvorstandes. 
 
Der Regionalpräsident vertritt den Regionalverband nach aussen. Er verant-
wortet die Umsetzung der Beschlüsse der Regionalversammlung und des Re-
gionalvorstandes und überwacht die Arbeit der Geschäftsstelle. 
 
Der Regionalpräsident führt - zusammen mit dem Leiter der Geschäftsstelle - 
Kollektivunterschrift zu Zweien. Bei Abwesenheit des Regionalpräsidenten 
oder des Geschäftsstellenleiters unterzeichnet der Vizepräsident. 
 
 

 Artikel 13 

Ständige Kommissi-
onen 

Die ständigen Kommissionen nehmen die ihnen übertragenen Aufgaben im 
Rahmen ihrer Kompetenzen selbständig wahr. Massgebend sind die von der 
Regionalversammlung erlassenen Reglemente, Weisungen und Beschlüsse. 
 
Die ständigen Kommissionen erstatten dem Regionalvorstand zuhanden der 
Regionalversammlung mindestens einmal jährlich Bericht. 
 
 

 Artikel 14 

Geschäftsstelle Die Geschäftsstelle erledigt die operativen Aufgaben des Regionalverbandes 
und führt insbesondere das Finanz- und Rechnungswesen. Sie stellt - zuhan-
den der Regionalversammlung, des Regionalvorstandes und der ständigen 
Kommissionen - Entscheidgrundlagen bereit und vollzieht Beschlüsse. 
 
Die Geschäftsstelle kann - gegen Entgelt - Aufträge von Mitgliedgemeinden 
oder von Dritten erfüllen, sofern sie fachlich und personell dazu in der Lage ist. 
 
Der Geschäftsstelle steht ein Geschäftsleiter vor. Er nimmt an den Regional-
versammlungen und an den Sitzungen des Regionalvorstandes teil. An die 
Sitzungen der ständigen Kommissionen kann er an seiner Stelle Mitarbeiter 
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der Geschäftsstelle delegieren. 
 
 

 Artikel 15 

Geschäftsprüfungs- 
kommission 
 

Die Geschäftsprüfungskommission prüft jährlich die Geschäfts- und Rech-
nungsführung und erstattet zuhanden der Regionalversammlung schriftlich 
Bericht. 
 
 
 

 IV. Abstimmungen in den Mitgliedgemeinden 

 Artikel 16 

Stimmberechtigte in 
den Mitgliedgemein-
den 

Das Stimm-, Initiativ- und Referendumsrecht der Einwohner in den Mitgliedge-
meinden richtet sich nach den einschlägigen Bestimmungen der jeweiligen 
Wohnsitzgemeinde. 
 
 

 Artikel 17 

Durchführung Sachvorlagen werden in jeder Mitgliedgemeinde am gleichen Termin zur Ab-
stimmung gebracht. Es kann brieflich und/oder an der Urne abgestimmt wer-
den. 
 
Der Regionalverband stellt den Gemeinden die Botschaft, die Stimmzettel und 
allfällige ergänzende Unterlagen mindestens drei Wochen vor dem Abstim-
mungstermin zu. 

  
 Subsidiär gilt das Gesetz über die politischen Rechte im Kanton Graubünden 

mit den entsprechenden Ausführungserlassen. 
 
 

 Artikel 18 

Beschlussfassung Statutenänderungen, welche den Verbandszweck (Art. 3) oder die Verbands-
aufgaben (Art. 4) betreffen, bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der Stim-
menden und der Mehrheit der Mitgliedgemeinden. 
 
Die übrigen Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmenden gefällt. Vor-
behalten bleiben Sachgeschäfte, die auch der Mehrheit der Mitgliedgemeinden 
bedürfen. 
 
 

 V. Regionalversammlung: Mitgliedschaft und Organisation 

 Artikel 19 

Mitglieder Die Regionalversammlung besteht aus den Gemeindepräsidenten (im Verhin-
derungsfall dem Gemeindevizepräsidenten), je einem weiteren Mitglied der 
Gemeindebehörde sowie den Grossräten (im Verhinderungsfall den Gorssrats-
stellvertretern) der Kreise Fünf Dörfer und Maienfeld. 
 
Die Repräsentanten der Mitgliedgemeinden können sich durch ein anders Mit-
glied der Gemeindebehörde vertreten lassen, Grossräte durch Grossratsstell-
vertreter aus den Kreisen Fünf Dörfer und Maienfeld. 
 
 

 Artikel 20 

Einberufung Die Regionalversammlung tritt auf Einladung des Regionalpräsidenten zu-
sammen. 
 
Die Einladung erfolgt - schriftlich oder elektronisch - mindestens vierzehn Tage 
im Voraus und informiert wenigstens über Ort, Zeit und Traktanden. 
 
Es finden jährlich mindestens zwei Regionalversammlungen statt. 
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Der Regionalpräsident ruft bei Bedarf weitere Regionalversammlungen ein. Er 
ist dazu verpflichtet, wenn mindestens drei Gemeinden oder acht Mitglieder der 
Regionalversammlung dies verlangen. 
 
 

 Artikel 21 

Stimm- und Wahl-
recht 

Jedes Mitglied der Regionalversammlung besitzt eine Stimme. 
 
 

 Artikel 22 

Beschlüsse über 
Sachvorlagen 

Jede ordnungsgemäss einberufene Regionalversammlung ist beschlussfähig. 
 
Es wird in der Regel offen abgestimmt. 
 
Fünf Mitglieder der Regionalversammlung können geheime (schriftliche) Ab-
stimmung verlangen. 
 
Es entscheidet das einfache Mehr der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit gilt eine Sachvorlage als abgelehnt. 
 
 

 Artikel 23 

Wahlen Jede ordnungsgemäss einberufene Regionalversammlung ist wahlfähig. 
 
Es wird in der Regel offen gewählt. 
 
Stehen bei Gesamtwahlen nicht mehr Kandidaten als Sitze zur Verfügung, 
kann die Wahl auf Antrag des Regionalpräsidenten in globo erfolgen. 
 
Fünf Mitglieder der Regionalversammlung können geheime (schriftliche) Wahl 
verlangen. 
 
Es entscheidet in jedem Fall das einfache Mehr der abgegebenen Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

  
 
 
 VI. Regionalvorstand: Mitgliedschaft und Organisation 

 Artikel 24 

Mitglieder 
 

Der Vorstand besteht aus dem Regionalpräsidenten und den Gemeindepräsi-
denten, welche im Verhinderungsfall durch die Gemeindevizepräsidenten ver-
treten werden. 
 
Die Amtsdauer des Regionalpräsidenten und des Vizepräsidenten beträgt vier 
Jahre. Die maximale Amtszeit beträgt 12 Jahre. 
 
 

 Artikel 25 

Einberufung 
 

Der Regionalvorstand tritt - nach Bedarf oder auf besonderes Begehren eines 
Vorstandsmitglieds - auf Einladung des Regionalpräsidenten zusammen. 
 
Die Einladung erfolgt - schriftlich oder elektronisch - mindestens sieben Tage 
im Voraus und informiert wenigstens über Ort, Zeit und Traktanden. 
 
In dringenden Fällen kann der Regionalvorstand auch Zirkularbeschlüsse fas-
sen. Der Zirkularbeschluss bedarf der Rückmeldung aller Vorstandsmitglieder. 
Im nächsten Sitzungsprotokoll werden die Beschlüsse festgehalten. 
 
 

 Artikel 26 

Beschlussfassung Der Regionalvorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder 
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anwesend ist. 
 
Es wird per Handmehr abgestimmt und gewählt. Massgebend ist das einfache 
Mehr der Stimmen. Stimmenthaltungen - ohne Ausstandsgründe - sind nicht 
statthaft.  
 
Bei Stimmengleichheit fällt der Regionalpräsident bei Sachgeschäften den 
Stichentscheid. Bei Wahlgeschäften entscheidet das Los. 
 
 
 

 VII. Ständige Kommissionen: Mitgliedschaft und Organisation 

 Artikel 27 

Zusammensetzung, 
Aufgaben, Verant- 
wortung, Kompeten-
zen 

Die Zusammensetzung von ständigen Kommissionen sowie deren Aufgaben, 
Verantwortung und Kompetenzen werden im Rahmen besonderer Reglemente 
festgelegt. 
 
Die Regeln über die Mitgliedschaft und Organisation des Regionalvorstandes 
finden sinngemäss Anwendung. 
 
 
 

 VIII. Geschäftsprüfungskommission: Mitgliedschaft und Organisation 

 Artikel 28 

Mitglieder, Amtsdau-
er, 
Delegation an Dritte 

Die Geschäftsprüfungskommission (GPK) besteht aus zwei natürlichen Perso-
nen mit Wohnsitz in verschiedenen Mitgliedgemeinden. 
 
Die Amtsdauer beträgt vier Jahre. Die maximale Amtszeit beträgt 12 Jahre. 
 
Scheidet ein Mitglied der Geschäftsprüfungskommission während einer Amts-
periode aus, trifft die Regionalversammlung eine Ersatzwahl. Das neu gewähl-
te GPK-Mitglied tritt in die Amtsperiode des austretenden Mitglieds ein. 
 
Die Geschäftsprüfungskommission kann die Rechnungsprüfung im engeren 
Sinne im Einvernehmen mit dem Regionalvorstand an Dritte delegieren. 
 

 
 
 IX. Politische Rechte 

 Artikel 29 

Initiativrecht 
 

Den Stimmberechtigten aller Mitgliedgemeinden steht das Initiativrecht zu. 
Eine Initiative muss von wenigstens 500 Stimmberechtigten unterzeichnet sein. 
 
Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen des Gesetzes über die 
politischen Rechte im Kanton Graubünden. 
 
 

 Artikel 30 

Referendumsrecht 
 

Beschlüsse der Regionalversammlung betreffend einmalige und wiederkeh-
rende Ausgaben gemäss Artikel 10 unterstehen dem fakultativen Referendum. 
 
Die Referendumsfrist dauert 60 Tage, gerechnet vom Tage der Bekanntma-
chung. 
 
Das Referendum gilt als zustande gekommen, wenn die Gemeindevorstände 
zweier Gemeinden einen übereinstimmenden Beschluss gefällt haben, oder 
wenn 250 stimmberechtigte Einwohnerinnen in den Mitgliedgemeinden ein 
Referendum unterzeichnet haben. 
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 X. Finanzen und Reporting 

 Artikel 31 

Rechnungs-/ 
Geschäftsjahr 

Das Rechnungs-/Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
 
 

 Artikel 32 

Budget, Finanzplan Der Regionalvorstand legt der Regionalversammlung jährlich ein Budget über 
das kommende Jahr und einen Finanzplan für die kommenden fünf Jahre vor. 
 
Die Regionalversammlung genehmigt das Budget bis Ende September des 
Vorjahres und nimmt den Finanzplan zur Kenntnis. 
 
 

 Artikel 33 

Jahresrechnung, 
Geschäftsbericht 

Der Regionalvorstand legt der Regionalversammlung spätestens bis Ende Juni 
die Jahresrechnung und den Bericht der Geschäftsprüfungskommission vor. 
 
In einem öffentlich zugänglichen Geschäftsbericht legt der Regionalvorstand 
Rechenschaft über die Geschäftstätigkeit im abgelaufenen Jahr ab. 
 
 

 Artikel 34 

Finanzierung Der Regionalverband finanziert sich durch 
• Gemeinde-, Kantons- und Bundesbeiträge 
• Honorare aus Auftragstätigkeit 
• Gebühren und andere Erträge 
• Defizitbeiträge der Gemeinden. 
 
Die Honorare aus Auftragstätigkeit entsprechen üblichen privatwirtschaftlichen 
Ansätzen. Dasselbe gilt für Gebühren und andere Erträge (z.B. Mietzinsein-
nahmen). 
 
 

 Artikel 35 

Gemeindebeiträge Die Gemeinden leisten an die direkten Aufwendungen des Regionalverbandes 
- gemessen an ihrer Einwohnerzahl aufgrund der letzten Volkszählung - eine 
Grundgebühr. 
 
Weist die Jahresrechnung ein Defizit aus, das aus dem Vermögen des Regio-
nalverbandes nicht abgedeckt werden kann, gleichen die Mitgliedgemeinden 
das Defizit aus. Es gilt der Verteilschlüssel gemäss Absatz 1. 
 
Aufgabenbereiche gemäss Art. 4 mit eigener Rechnungslegung werden von 
den Gemeinden durch einen bestehenden oder neu zu bestimmenden Verteil-
schlüssel direkt finanziert. 
 
Subregionale Aufgaben, d.h. Aufgaben, die der Regionalverband im Auftrag 
einzelner oder mehrerer Gemeinden direkt oder indirekt wahrnimmt, werden 
durch die beteiligten Gemeinden finanziert. 
 
 

 Artikel 36 

Haftung Für die Verbindlichkeiten des Regionalverbandes haftet in erster Linie das 
Verbandsvermögen. Sekundär gilt Quotenhaftung der Mitgliedgemeinden. Es 
gilt der Verteilschlüssel gemäss Artikel 35, Absatz 1. 
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 XI. Staatsaufsicht und Rechtsmittel 

 Artikel 37 

Staatsaufsicht Die Staatsaufsicht über den Regionalverband richtet sich nach kantonalem 
Recht. 
 
 

 Artikel 38 

Rechtsmittel Bei Streitigkeiten zwischen Regionalverband und Mitgliedgemeinden, Mitglied-
gemeinden unter sich in Angelegenheiten des Regionalverbandes sowie Regi-
onalverband und Einwohnern der Mitgliedgemeinden gelten die ordentlichen 
Rechtsmittel gemäss kantonalem Recht. 
 
 
 

 XII. Beitritt/Aufnahme, Austritt, Statutenrevision 

 Artikel 39 

Beitritt/Aufnahme 
 

Der Beitritt bzw. die Aufnahme weiterer Gemeinden ist grundsätzlich möglich. 
 
Eine Gemeinde wird aufgenommen, sofern 
• sie an das Gebiet des Regionalverbandes grenzt 
• der bisherige Regionalverband den Austritt befürwortet 
• mindestens zwei Drittel der Mitgliedgemeinden zustimmen. 
 
Die Aufnahme erfolgt jeweils auf Beginn eines neuen Rechnungs- bzw. Ge-
schäftsjahres. 
 
 

 Artikel 40 

Austritt Der Austritt einer Mitgliedgemeinde ist auf Ende des folgenden Rechnungs- 
bzw. Geschäftsjahres jederzeit möglich. 
 
Austretende Mitgliedgemeinden haben keinen anteilmässigen Anspruch auf 
das Vermögen des Regionalverbandes. 
 
Die Haftung von austretenden Mitgliedgemeinden für Verbindlichkeiten gegen-
über dem Regionalverband sowie für Verbindlichkeiten, die vor ihrem Aus-
scheiden entstanden sind, bleibt bestehen. 
 
 

 Artikel 41 

Statutenrevision Diese Statuten können jederzeit teilweise oder ganz revidiert werden. 
 
Statutenänderungen, welche den Verbandszweck (Art. 3) oder die Verbands-
aufgaben (Art. 4) betreffen, bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der Stim-
menden und der Mehrheit der Mitgliedgemeinden. 
 
 

 XIII. Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 Artikel 42 

Inkrafttreten Diese Statuten sind von allen Mitgliedsgemeinden und von der Regierung des 
Kantons Graubünden genehmigt worden. Sie treten auf den 1. Januar 2012 in 
Kraft. 
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